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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

Die Konferenz der Regierungschefs fasst folgenden Beschluss:

Die Regierungschefs der Arge Alp begrüßen einzelne Ansätze für eine effektivere Verkehrs-politik zur Bewältigung der Verkehrsbelastung im Alpenraum, wie sie in den bisher bekannt gewordenen Elementen des Weißbuchs der Europäischen Kommission über die europäische Verkehrspolitik enthalten sind. Die Regierungschefs bezweifeln jedoch, dass sie ausreichen, um die Umweltbelastung durch den Verkehr in den Alpen in den Griff zu bekommen und die notwendige Stärkung des Schienenverkehrs zu erreichen. 

Die Regierungschefs der Alpenländer fordern eine klar zu Tage tretende Neuorientierung der Verkehrspolitik der EU mit einheitlichen Grundsätzen zur nachhaltigen Sicherung der Verkehrsverbindungen im ökologisch sensiblen Alpenraum. 

Für den alpenquerenden Güterverkehr bedeutet dies, dass der Ausbau von Bahninfrastrukturen unumgänglich ist. Die Verwirklichung des Brennerbasistunnels mit seinen Zu- und Ablauf-strecken erfordert darüber hinaus die gemeinschaftsrechtlich verbindliche Verankerung der Zulässigkeit der Querfinanzierung durch Einnahmen aus parallel führenden Straßenverbindungen. Weiters ist die Einrichtung einer einheitlichen Finanzierungsstruktur für die Gesamtstrecke München - Verona zu prüfen, die imstande ist, die Arbeiten am Brennerbasistunnel und seinen Zu- und Ablaufstrecken zu beschleunigen. Ferner ist die Liberalisierung im Bereich des Schienengütertransportes entschieden voranzutreiben.

Die Straßengebühren in den Alpen müssen so bemessen sein, dass sich - abgesehen von der Finanzierung des Baues und des Betriebes der Straßen - im Rahmen der EU-rechtlichen Möglichkeiten auf dem Weg der Querfinanzierung ein angemessener Beitrag zur Finanzierung der parallelen Schieneninfrastruktur ergibt.

Als lenkende Maßnahmen für die zeitliche Verteilung der Verkehrsströme auf der Straße können die Mauttarife im Rahmen der Wegekostenrichtlinie hinsichtlich der zeitlichen Geltungsbereiche gestaffelt werden.

Die bestehenden Nacht-, Wochenend- und Feiertagsfahrverbote für den Schwerverkehr sind nicht aufzuweichen.

Außerdem sind Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung der Bahn erforderlich, um den Güterverkehr stärker auf die Schiene zu verlagern.

